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AUSTRIAN FINANCIAL REPORTING AND AUDITING COMMITTEE

Rechtsgrundlagen und Anwendungsbereich

Gegenstand dieser AFRAC-Stellungnahme ist die Beantwortung von Einzel-
fragen zur Rechnungslegung von Privatstiftungen. Eine abschlieRende Be-
handlung samtlicher Themen rund um die Rechnungslegung bei Privatstiftun-
gen ist nicht Ziel dieser Stellungnahme. Aus diesem Grund wurde fur die Stel-

lungnahme das Format von Fragen und Antworten gewabhilt.

In den Anwendungsbereich dieser AFRAC-Stellungnahme fallen ausschliel3-
lich Privatstiftungen nach dem Privatstiftungsgesetz (PSG). Die AFRAC-
Stellungnahme bezieht sich somit nicht auf andere Stiftungen, wie insbeson-
dere solche, die auf dem Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz (BStFG) oder
auf Landes-Stiftungs- und Fondsgesetzen beruhen, oder sondergesetzlich

eingerichtete Stiftungen des 6ffentlichen Rechts.

Das Privatstiftungsgesetz definiert die Privatstiftung als einen Rechtstrager,
dem vom Stifter ein Vermogen gewidmet ist, um durch dessen Nutzung, Ver-
waltung und Verwertung der Erflllung eines erlaubten, vom Stifter bestimmten
Zwecks zu dienen; die Privatstiftung geniel3t Rechtspersonlichkeit und muss
ihren Sitz im Inland haben (8 1 Abs 1 PSG). Gemal 8 1 Abs 2 PSG darf eine
Privatstiftung nicht

- eine gewerbsmaliige Tatigkeit, die Uber eine bloRe Nebentatigkeit hin-

ausgeht, austiben;
- die Geschaftsfihrung einer Handelsgesellschaft tbernehmen;

- unbeschrankt haftender Gesellschafter einer eingetragenen Personen-

gesellschaft sein.

Die Privatstiftung wird durch eine Stiftungserklarung (Stiftungsurkunde) errich-
tet; sie entsteht mit der Eintragung ins Firmenbuch (8 7 Abs 1 PSG). Der Pri-
vatstiftung muss ein Vermdgen im Wert von mindestens EUR 70.000 gewid-
met werden (8 4 PSG).

»Einzelfragen zur Rechnungslegung von Privatstiftungen*
Seite 2
© Copyright AFRAC



AFRAC

AUSTRIAN FINANCIAL REPORTING AND AUDITING COMMITTEE

()

2.

Die folgenden Ausfuhrungen beziehen sich auf den Jahresabschluss. Fragen

im Zusammenhang mit einem Konzernabschluss werden nicht behandelt.

Einzelfragen zur Rechnungslegung von Privatstiftungen

2.1. Was bedeutet die Anweisung des 8§ 18 PSG, die dort angefiihrten Best-

(6)

(7)

(8)

2.2.

(9)

immungen des UGB sinngemal anzuwenden?

Auf die Rechnungslegung der Privatstiftung sind gemaf § 18 PSG die 8§ 189
bis 216, 222 bis 226 Abs 1, 226 Abs 3 bis 234 und 236 bis 239 UGB, § 243
UGB Uber den Lagebericht sowie die 88 244 bis 267 UGB uber den Konzern-

abschluss und den Konzernlagebericht sinngemafl anzuwenden.

Gemal § 18 PSG iVm § 222 UGB hat der Stiftungsvorstand innerhalb der ers-
ten funf Monate des Geschaftsjahrs fur das vorangegangene Geschaftsjahr
den Jahresabschluss (bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung
und Anhang) sowie einen Lagebericht aufzustellen und gegebenenfalls den
Mitgliedern eines Aufsichtsrats vorzulegen. Der Jahresabschluss und der La-

gebericht sind von allen Mitgliedern des Stiftungsvorstands zu unterzeichnen.

Nach Aufstellung hat der Stiftungsvorstand den Jahresabschluss unverziglich
dem Stiftungsprufer zur Prifung zu Ubergeben. Eine gesetzliche Pflicht zur Of-
fenlegung besteht nicht, da das PSG nicht auf die malRgeblichen Regelungen
in den 88 277 ff UGB verweist.

Besteht fur die gesetzlichen Vertreter von Privatstiftungen die Verpflich-
tung, ein rechnungslegungsbezogenes internes Kontrollsystem einzu-

richten?

Der Stiftungsvorstand hat die Bicher der Privatstiftung unter Beachtung der
Grundsétze ordnungsmaRiger Buchfiihrung zu fuhren (8 18 PSG iVm § 190
UGB). Daraus ergibt sich die Verpflichtung des Stiftungsvorstands, fir die Ein-

richtung eines rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems zu sor-
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2.3.

(10)

(11)

(12)

gen. Dessen Ausgestaltung hangt im Einzelfall vom Umfang des Vermoégens
der Stiftung und der Komplexitat inrer Aktivitaten ab.

Wie haben die Gliederungsschemata fur die Bilanz und die Gewinn- und

Verlustrechnung auszusehen?

Fur die Gliederung der Bilanz ist § 224 UGB sinngemald anzuwenden. Auf-
grund des Zwecks und der Tatigkeit der Privatstiftung sind die Gliederung der
Bilanz sowie die Bezeichnung einzelner Posten gegebenenfalls anzupassen
(siehe Rz (12)).

Bei der Erstellung der Gewinn- und Verlustrechnung kann gemai3 § 231 UGB
zwischen dem Gesamtkosten- und dem Umsatzkostenverfahren gewahlt wer-
den. Das Verfahren kann in der Stiftungserklarung festgelegt werden, sonst
liegt die Auswahl eines Verfahrens im Ermessen des Vorstands. Zu Anpas-

sungen siehe die folgende Rz (12).

Die Privatstiftung hat die allgemeinen Grundsatze fir die Gliederung einzuhal-
ten (818 PSG iVm § 223 UGB). Aufgrund der Unterschiede zwischen einer
Privatstiftung und einem gewerbsmaliig tatigen Unternehmen ist es zulassig
und, um dem Erfordernis der Vermittlung eines mdglichst getreuen Bildes der
Vermobgens-, Finanz- und Ertragslage zu entsprechen, gegebenenfalls erfor-
derlich, das fur Kapitalgesellschaften vorgesehene Gliederungsschema zu
adaptieren. Hierbei kommen insbesondere die Hinzufligung neuer Posten und
die Erweiterung der Untergliederung (8 223 Abs 4 UGB) sowie der Entfall von
Leerposten (8 223 Abs 7 UGB) in Betracht. Weiters kbnnen die mit arabischen
Zahlen versehenen Posten der Bilanz und die mit Buchstaben gekennzeichne-
ten Posten der Gewinn- und Verlustrechnung zusammengefasst werden,
wenn es sich um unwesentliche Posten handelt oder wenn dies der Verbesse-
rung der Klarheit der Darstellung dient, wobei im letzeren Fall eine Aufgliede-
rung im Anhang zu erfolgen hat (§ 223 Abs 6 UGB). Gemal3 § 223 Abs 8 UGB
sind Gliederung und Bezeichnung der mit arabischen Zahlen versehenen Pos-

ten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung zu andern, wenn dies zur
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(13)

2.4.

(14)

(15)

(16)

(17)

Aufstellung eines klaren und Ubersichtlichen Jahresabschlusses erforderlich
ist. Auch eine Umreihung im Gliederungsschema kann geboten sein.

Bei einer Privatstiftung, die Gberwiegend Finanzanlagevermégen hélt, kann es
geboten sein, das Finanzergebnis an die Spitze der Gewinn- und Verlustrech-
nung zu stellen. Zur Aufstellung eines klaren und ubersichtlichen Jahresab-
schlusses - etwa, wenn die Privatstiftung aus zwei unterschiedlichen ,Sparten*
(zB Liegenschaften, Finanzanlagen) Ertrage generiert - kann es zweckmalig
sein, fur die einzelnen Bereiche bzw ,Sparten” - durch Einfligen neuer/anderer

Zwischenuberschriften - die Ergebnisse gesondert auszuweisen.

Wie ist das Eigenkapital darzustellen?

Der Posten A.l. Nennkapital iSd § 224 Abs 3 UGB ist unter sinngemafer An-
wendung der unternehmensrechtlichen Rechnungslegungsvorschriften durch

die Bezeichnung ,Stiftungskapital” zu ersetzen.
Das AFRAC empfiehlt folgende Gliederung des Eigenkapitals:
Eigenkapital:
1. Stiftungskapital
2. Gewinnrucklagen gemalf Stiftungsurkunde
3. Ergebnisvortrag

Vermdgen, das im Rahmen der Errichtung der Privatstiftung sowie durch
Nach- oder Zustiftungen gewidmet wird, ist unmittelbar in das Eigenkapital

(,Stiftungskapital®) einzubuchen.

Die Entwicklung des Eigenkapitals ist in Form eines Eigenkapitalspiegels dar-
zustellen. Auch kann eine néhere Erlauterung im Anhang geboten sein, um
ein moglichst getreues Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage iSd §
222 Abs 2 UGB zu vermitteln.
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2.5.

(18)

(19)

(20)

(21)

2.6.

(22)

(23)

Wie sind Zuwendungen an Beglnstigte bilanziell darzustellen?

Die Rechte auf Zuwendungen an die Begunstigten ergeben sich ausschliel3-
lich nach dem Stifterwillen, der sich in der Stiftungsurkunde niederschlagt.
Zuwendungen an Begunstigte sind in der Bilanz als Minderung des Eigenkapi-

tals darzustellen.

Sachzuwendungen mindern das Eigenkapital in der H6he des Buchwerts des
abgegangenen Vermoégenswerts samt einer allenfalls anfallenden Kapitaler-
tragsteuer (KESt).

Nutzungszuwendungen sind mit dem der Zuwendung zugeordneten Aufwand

in der Gewinn- und Verlustrechnung und damit im Ergebnisvortrag enthalten.

Fuhren Zuwendungen zu einem negativen Ergebnisvortrag, so ist dieser in
einem Posten ,nicht durch Ergebnis gedeckte Zuwendungen“ auszuweisen.
Eine detaillierte Erlauterung dieses Postens sowie der Zuwendungen und der
auf Zuwendungen entfallenden KESt im Anhang ist geboten.

Wie sind gesonderte Rechnungskreise darzustellen?

Durch entsprechende Ausgestaltung der Stiftungs(zusatz)urkunde kann der
Stifter das Vermdgen sowie Ertrdge und Aufwendungen auf gesonderte Rech-
nungskreise fur verschiedene Beginstigtengruppen aufteilen. Eine nach
Rechnungskreisen getrennte Darstellung des Vermdgens und der Ertrage bzw
Aufwendungen der Privatstiftung in der Bilanz und der Gewinn- und Verlust-
rechnung ist nicht zulassig, weil das gesamte Vermdgen im Eigentum der Pri-
vatstiftung steht. Es kann nur eine Bilanz und eine Gewinn- und Verlustrech-
nung (gesamt fur alle Kreise) geben. Zuldssig ist aber die Einrichtung jeweils

eigener Rechnungskreise und deren Erfassung in der Buchhaltung.

Sofern in der Stiftungsurkunde nicht vorgesehen, besteht keine Verpflichtung,

die einzelnen Rechnungskreise im Anhang darzustellen.
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2.7.

2.7.1.

(24)

2.7.2.

(25)

2.7.3.

(26)

(27)

Zu den Besonderheiten des Lageberichts bei Privatstiftungen

Haben alle Privatstiftungen einen Lagebericht aufzustellen, der Uber die

Angaben zur Erfullung des Stiftungszwecks hinausgeht?

Jede Privatstiftung hat einen Lagebericht aufzustellen, in dem auch auf die

Erfullung des Stiftungszwecks einzugehen ist.

Sind Angaben im Lagebericht, die sich auf Unternehmen beziehen, fur

Privatstiftungen erforderlich?

Der Lagebericht der Privatstiftung ist unter sinngemaf3er Anwendung des
§ 243 UGB aufzustellen, wobei Negativerklarungen nicht erforderlich sind. Fur
den Aufbau des Lageberichts kann die in der AFRAC-Stellungnahme zur La-
geberichterstattung (vom Juni 2009) empfohlene Grundstruktur sinngeman
herangezogen werden. Entsprechend der Vorgabe einer sinngeméf3en An-
wendung besteht der Lagebericht aus einem Bericht Uber die Entwicklung des
Vermoégens und der Ertrdge und Aufwendungen, die dafir wesentlichen Ursa-
chen und die wirtschaftliche Lage sowie gegebenenfalls wichtige Ereignisse
nach dem Stichtag des Jahresabschlusses, einem Bericht Gber die voraus-
sichtliche Entwicklung und die Risiken und gegebenenfalls einem Bericht tber

Forschung und Entwicklung.

Wie ist die Erfullung des Stiftungszwecks darzustellen?

Gemal § 18 zweiter Satz PSG ist im Lagebericht auch auf die Erfullung des
Stiftungszwecks einzugehen. Es ist darzustellen, wie der Stiftungszweck im
abgelaufenen Geschéftsjahr erfillt worden ist und wie seine Erfullung in Zu-
kunft beabsichtigt ist. Nach der Natur der Privatstiftung kommt den Angaben
Uber die Erfullung des Stiftungszwecks grol3e Bedeutung zu. Maf3geblich sind
nicht nur Kennzahlen, sondern auch andere Umstande, wie etwa welchen Be-

gunstigten welche Leistungen erbracht worden sind.

Eigennitzige Privatstiftungen haben im Lagebericht die wesentlichen Mal3-
nahmen zu beschreiben, die zur Erfullung des Stiftungszwecks gesetzt wor-
»Einzelfragen zur Rechnungslegung von Privatstiftungen*
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den sind. Bei fremdnutzigen Privatstiftungen kommen dartber hinaus insbe-

sondere folgende Angaben in Betracht:

- eine Erlauterung der geftrderten Zwecke (ggf weiter untergliedert nach
geplanten, durchgefuhrten bzw im Geschéftsjahr beendeten Projekten oder

Tatigkeiten)

- eine Erlauterung der Hohe der geplanten, bewilligten und ausgezahlten

Mittel sowie der Leistungsempfanger
- Ausfuhrungen zur Kapitalerhaltung

- besondere Auflagen, zB Vermoégenserhaltung, die Zahlung von Nachlass-
verbindlichkeiten sowie der Unterhalt des Stifters und von Begunstigten

- wesentliche Beschlusse der Organe

- ein Ausblick auf kiinftige Entwicklungen

Wird dem Stiftungsvorstand bei Zuwendungen ein Ermessen eingeraumt, hat er

auch kurz die Grunde fur die vorgenommene Ermessensausubung im Lagebe-

richt darzustellen.

2.8. Wieist die Zwischenkorperschaftsteuer geman § 22 Abs 2 KStG im Jah-

(28)

(29)

resabschluss von Privatstiftungen zu behandeln?

Die Zwischenkorperschaftsteuer kann nie zu einem Steueraufwand der Stif-
tung fuhren, obwohl diese nach dem Gesetz Schuldnerin der Steuer ist. Wird
in H6he der abzufihrenden Zwischenkoérperschaftsteuer eine Rickstellung
gebildet, so ist dafir ein entsprechender Ausgleichsposten anzusetzen. Im
Zeitpunkt der Zahlung ist der Ausgleichsposten gegen die Ruckstellung zu
verrechnen und in Hohe der gezahlten Zwischenkdrperschaftsteuer eine For-

derung gegeniiber der Republik Osterreich in die Bilanz einzustellen.

Die Forderung an die Republik Osterreich unterliegt zwar keinem Ausfallrisiko,
die Unverzinslichkeit mindert jedoch ihren Wert. In der Bilanz ist die Forderung
mit ihrem Barwert anzusetzen, wobei die Abzinsung von der Fristigkeit ab-
hangt.
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(30) Im Anhang sind darzustellen und zu erlautern:
- der Nennbetrag der Forderung aufgrund der noch nicht verrechneten
Zahlungen von Zwischenkdrperschaftsteuer und dessen Veranderung
aufgrund von Zahlungen und von Rulckverrechnungen von Zwischen-

korperschaftsteuer sowie

- der Zinsenabzug (mit Angabe der der Berechnung des Zinsenabzugs
zugrunde gelegten erwarteten Fristigkeit und des angenommenen Zins-
satzes) und die Veranderung der Abzinsung der Forderung in der Ge-

winn- und Verlustrechnung.

3. Erstmalige Anwendung

(31) Diese Stellungnahme ist fur Geschaftsjahre anzuwenden, die am oder
nach dem 31. Dezember 2015 enden. Eine frihere Anwendung wird emp-
fohlen.
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4. Erlauterungen
Zu Rz (1) bis (5)

Mit dem Rechnungslegungs-Anderungsgesetz 2014 (RAG 2014) wird die Richtlinie
2013/34/EU in Osterreich umgesetzt werden. Durch das RAG 2014 wird das UGB
angepasst werden, nicht aber § 18 PSG. Die neuen Bestimmungen des RAG 2014
werden unter Beriicksichtigung bestimmter Ubergangsvorschriften fir Geschaftsjah-
re, die nach dem 31. Dezember 2015 beginnen, in Kraft treten. Durch zukinftige No-
vellierungen des PSG und Anpassungen an die Vorschriften des UGB idF RAG 2014
kénnen Veranderungen der Rechtsgrundlagen eintreten, sodass gewisse Aussagen

in dieser Stellungnahme dann nicht mehr gelten (vgl auch Hinweis zu Rz (25)).

Zu Rz (3)

Nach 8 1 Abs 2 Z 1 PSG darf eine Privatstiftung keine gewerbsmalfige Tatigkeit aus-
uben, die Uber eine bloRe Nebentatigkeit hinausgeht. Dies bedeutet, dass Privatstif-
tungen eine nachhaltige unternehmerische Tatigkeit iSd § 1 UGB untersagt ist. Sollte
diese Grenze verletzt werden, so kann dies zur Auflésung der Privatstiftung durch
das Gericht fuhren (8 35 Abs 1 Z5 PSG). Aus den Gesetzesmaterialien zum PSG
ergibt sich, dass das Verbot einer Uber eine Nebentatigkeit hinausgehenden ge-
werbsmafigen Tatigkeit vor allem darin begriindet ist, dass die Privatstiftung wegen
ihrer Eigentimerlosigkeit flr das Risiko einer unternehmerischen Tatigkeit nicht ge-
eignet ist. Dazu wird in den Materialien aber auch ausdrtcklich festgehalten, dass ihr
die Ausuibung von Nebentétigkeiten, wie sie in Lehre und Rechtsprechung anerkannt
werden, insbesondere in der Land- und Forstwirtschaft, nicht vorenthalten bleiben
soll; ob eine solche Tatigkeit vorliegt, ist nach ihrem Umfang sowie ihrem Zusam-
menhang mit dem Stiftungszweck und mit dem der Privatstiftung zur Verfligung ste-
henden Vermogen zu beurteilen. Demnach wird eine Privatstiftung, die Immobilien-

vermogen, insbesondere im Bereich der Land- und Forstwirtschaft, halt und bewirt-

»Einzelfragen zur Rechnungslegung von Privatstiftungen*
Seite 10
© Copyright AFRAC



AFRAC

AUSTRIAN FINANCIAL REPORTING AND AUDITING COMMITTEE

schaftet oder verpachtet, im Regelfall keine vom PSG untersagte unternehmerische
Tatigkeit entfalten.

Die Frage der Abgrenzung einer zulassigen wirtschaftlichen Aktivitdt gegentber einer
nicht mehr zuldssigen unternehmerischen (gewerbsmafigen) Tatigkeit stellt sich vor
allem, wenn die Privatstiftung Liegenschaftsvermdgen halt und durch Vermietung
laufende Ertradge erzielt. Ein ahnliches Problem ergibt sich fur die Rechnungsle-
gungspflicht der GmbH & Co KG, die dann den Vorschriften fir Kapitalgesellschaften
im Bereich der Rechnungslegung unterworfen ist, wenn sie unternehmerisch tatig ist
(88 189 Abs 1 Z 1 und 221 Abs 5 UGB). Nach der Rechtsprechung des OGH liegt
eine unternehmerische Tatigkeit dann nicht vor, wenn sich die Vermietung auf eine
Liegenschaft erstreckt, auch wenn fir die Nutzung dieser Liegenschaft mehrere
Mietvertrage abgeschlossen werden sollten. Diese Wertung ist auch auf die Privat-
stiftung Ubertragbar, wobei anzumerken ist, dass nach den vorliegenden Entschei-
dungen des OGH nicht ausgeschlossen worden ist, dass auch die Vermietung meh-
rerer Immobilien noch nicht zwingend zur Unternehmereigenschaft fuhrt. Denn der
OGH hat betont, dass die Verwaltung und Bewirtschaftung des eigenen Vermégens

nicht notwendigerweise eine unternehmerische Tatigkeit ist.

Zu Rz (6)

Die in 8 18 PSG angefuihrten Bestimmungen des UGB sind ,sinngemafl® anzuwen-
den. Dazu fuhren die Erlauterungen zur RV zum PSG, 1132 BIgNR 18. GP aus: ,, So
ist als ,Kaufmann® im Sinn der genannten Bestimmungen die Privatrechtsstiftung an-
zusehen; an die Stelle des ,Handelsgewerbes” tritt die Tatigkeit der Privatrechtsstif-
tung, an die Stelle des Eigenkapitals das Stiftungsvermégen [in der gegenstandli-
chen AFRAC-Stellungnahme als , Stiftungskapital“ bezeichnet]. Gesellschafter gibt es
in der Privatrechtsstiftung nicht, ebensowenig einen Firmenwert oder Aktien. Darauf

bezlgliche Bestimmungen sind nicht anwendbar.*

Die sinngemalRe Anwendung gebietet eine objektiv-teleologische Interpretation der

sinngemall anzuwendenden Bestimmung. Die Gesetzesauslegung hat den Sinn,
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eine Bestimmung unter Bedachtnahme auf den Zweck der Regelung zu erfassen.
Die gesetzgeberische Regelung und die darin zum Ausdruck kommenden Wertmal3-
stabe sind selbstandig und zu Ende zu denken (OGH 28.6.2007, 2 Ob 39/07k; OGH
24.3.2003, 9 Ob 241/02K).

Folgende Bestimmungen des Dritten Buchs des UGB (Rechnungslegung) finden laut
8 18 PSG keine Anwendung:

- 8§ 221 uber die Grol3enklassen von Kapitalgesellschaften

- 8§ 226 Abs 2 Uber die Ausschittungssperre im Zusammenhang mit einer akti-

ven Steuerabgrenzung gemalf § 198 Abs 10
- 8§ 235 Uber Beschrankungen der Ausschuttung
- 8§ 240 uber die (Anhang-)Pflichtangaben bei Aktiengesellschaften
- 8§ 241 uber die Unterlassung von Angaben (Schutzklausel)
- § 242 Uber die groRenabhangigen Erleichterungen
- § 243a Uber die erweiterte Lageberichterstattung
- 8§ 243b Uber die Aufstellung eines Corporate-Governance-Berichts

- 88 268 his 276 Uber die Abschlussprifung, soweit nicht in den 88§ 20 und 21

PSG zur Stiftungsprifung auf diese Bestimmungen verwiesen wird

- 88 277 bis 283 uber die Offenlegung, Veroffentlichung und Prifung durch das
Gericht

Zu Rz (9)

In manchen Gesetzen (8 22 Abs 1 GmbHG, 8§ 82 AktG und § 22 Abs 1 GenG) wird
die Verantwortlichkeit der gesetzlichen Vertreter, fir die Einrichtung eines Rech-
nungswesens und eines internen Kontrollsystems zu sorgen, das den Anforderungen
des Unternehmens entspricht, ausdriicklich vorgesehen. Doch bereits aus den das
Rechnungswesen im Allgemeinen regelnden Bestimmungen des UGB lasst sich die
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Verpflichtung zur Einrichtung eines rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-
systems ableiten.

Obwohl es im PSG keine ausdrickliche gesetzliche Bestimmung zur Einrichtung ei-
nes internen Kontrollsystems gibt und auch im UGB selbst der Begriff ,internes Kon-
trollsystem* nicht verwendet wird, ergibt sich aus den allgemeinen Grundsatzen, ins-
besondere der ordnungsmalligen Buchfiihrung, und dem Grundsatz der Richtigkeit
und OrdnungsmaRigkeit, dass ein rechnungslegungsbezogenes internes Kontrollsys-
tem erforderlich ist. Folgt man der internationalen Praxis und betrachtet das Rech-
nungslegungssystem als Bestandsteil des internen Kontrollsystems, dann sind die
Vorschriften des § 190 UGB uber die ,Fihrung der Bucher* als Regelungen zu Be-

standteilen des internen Kontrollsystems anzusehen.

Zu Rz (12)

Gemal} 8 223 Abs 8 UGB sind Gliederung und Bezeichnung der mit arabischen Zah-
len versehenen Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung zu andern,
wenn dies zur Aufstellung eines klaren und Ubersichtlichen Jahresabschlusses erfor-
derlich ist. In Ausnahmefallen wird dies auch fur mit Grol3buchstaben oder romischen
Zahlen versehene Posten als zulassig erachtet (vgl Hofians in Straube, UGB II/RLG®

§ 223 Rz 40). Ein solcher Ausnahmefall kann bei Privatstiftungen vorliegen.

Gemal3 § 27a SpG kann eine Sparkasse ihr Unternehmen oder den bankgeschaftli-
chen Teilbetrieb in eine Sparkassen Aktiengesellschaft einbringen (Anteilsverwalten-
de Sparkasse). Anteilsverwaltende Sparkassen haben gemal § 23 Abs 2 SpG das
Gliederungsschema der Anlage 2 zu 8§ 43 BWG anzuwenden. Anteilsverwaltende
Sparkassen kénnen nach den Bestimmungen des § 27a SpG in eine Privatstiftung
umgewandelt werden. Bei solchen Privatstiftungen, welche gemaR § 27a SpG aus
der Umwandlung einer anteilsverwaltenden Sparkasse entstanden sind, sind die Be-
sonderheiten des SpG zu beachten, wonach die Sparkasse nach der formwechseln-

den Umwandlung als Privatstiftung weiter besteht. Daher ist es geboten, dass diese
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Privatstiftungen das Gliederungsschema der Anlage 2 zu 8§ 43 BWG in sinngemalier

Anwendung von 8 23 Abs 2 SpG weiter anwenden.

Zu Rz (13)

Das Gliederungsschema bei Privatstiftungen iSd Rz (13) kbnnte beispielsweise wie

folgt aussehen:

A. Ergebnis aus Beteiligungsvermdgen

1.

2.

3.

Ertrage aus verbundenen Unternehmen
Ertrage aus sonstigen Beteiligungen

Zwischensumme aus Z 1 bis 2 (Ergebnis aus Beteiligungsvermo-

gen)

B. Ergebnis aus Kapitalvermdgen

4.

5.

6.

8.

9.

Ertrage aus Wertpapieren
Zinsen und ahnliche Ertrage

Ertrdge aus dem Abgang von und der Zuschreibung zu Finanzanla-

gen und Wertpapieren des Umlaufvermogens
Aufwendungen aus Finanzanlagen
Zinsen und &hnliche Aufwendungen

Zwischensumme aus Z 4 bis 8 (Ergebnis aus Kapitalvermdgen)

C. Ergebnis aus Immobilienvermdégen

10. Mieterlose

11. Abschreibungen auf Immobilien (Gebaude)

12.Sonstige dem Immobilienvermégen zurechenbare betriebliche Auf-

wendungen

13.Zinsen und &hnliche Aufwendungen
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14.Zwischensumme aus Z 10 bis 13 (Ergebnis aus Immobilienvermao-
gen)
D. Sonstiges Ergebnis
15. Sonstige betriebliche Ertrage
16.Abschreibungen auf Sachanlagen
17.Sonstige betriebliche Aufwendungen
18.Zwischensumme aus Z 15 bis 17 (Sonstiges Ergebnis)
E. Gesamtergebnis
19.Zwischensumme aus Z 3, 9, 14 und 18 (Ergebnis vor Steuern)
20. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag
21.Jahresuberschuss/Jahresfehlbetrag

Eine Zuordnung der Steuern vom Einkommen und vom Ertrag zu den einzelnen Er-

gebniskategorien ist zulassig.

Zu Rz (15)

Da es sich bei der Privatstiftung um eine eigentimerlose juristische Person handelt,
die keine den Kapitalgesellschaften vergleichbaren Kapitalerhaltungsvorschriften
kennt, ist die in § 224 UGB vorgesehene Unterteilung des Eigenkapitals in Nennkapi-
tal, Kapitalriicklagen, Gewinnriicklagen und das Bilanzergebnis und allféllige weitere
Kapitalposten im Stiftungsrecht obsolet. Daher ist das Eigenkapital in ,Stiftungskapi-
tal, ,Gewinnrticklagen geman Stiftungsurkunde“ und ,Ergebnisvortrag” zu gliedern,
wobei jedenfalls zur Vermittlung eines moglichst getreuen Bildes der Vermébgenslage
iISd § 236 UGB im Anhang die Entwicklung des Stiftungskapitals darzustellen ist.

Falls das Eigenkapital negativ wird, ist die Uberschrift ,Eigenkapital“ durch die Be-

zeichnung ,negatives Eigenkapital“ zu ersetzen.
Ergebnisvortrag
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Im Posten ,Ergebnisvortrag” sind die kumulierten Jahresergebnisse — soweit sie nicht
aufgrund der Stiftungsurkunde den Gewinnricklagen zuzuweisen sind — auszuwei-
sen. Da dieser Posten sowohl positiv als auch negativ sein kann, soll die Bezeich-

nung ,Ergebnisvortrag” gewahlt werden.
Gewinnricklagen gemal Stiftungsurkunde

Absichtserklarungen — also auf3erhalb der Stiftungserklarung abgegebene Erklarun-
gen des Stifters an den Vorstand oder auch an einen Beirat — in welchen beispiels-
weise eine jahrliche Dotierung einer Gewinnriicklage vorgesehen sein kann, entfalten
keine normative Wirkung. Deswegen stellt Kapital, das nach einer derartigen Ab-
sichtserklarung einer Gewinnrticklage zuzufiihren ist, kein ,gebundenes Kapital“ dar.
Ein gesonderter Ausweis (im Posten ,Gewinnricklagen gemaf Stiftungsurkunde®) ist
daher in diesem Fall nicht erforderlich. Eine Angabe im Anhang kann in Betracht ge-

zogen werden.

Zu Rz (16)

Als Stiftungskapital wird das gewidmete Vermogen dargestellt. Die Widmung des
Mindestvermdgens (dieses betragt gemaf 8 4 PSG EUR 70.000) ist in der Stiftungs-
urkunde vorzunehmen. Dartber hinaus kann anlasslich der Errichtung der Privatstif-
tung weiteres Vermogen in der Stiftungsurkunde gewidmet werden. Uber das Min-
destvermdgen hinausgehendes Vermégen kann aber auch im Zuge der Errichtung
der Privatstiftung in einer Stiftungszusatzurkunde gewidmet werden. Fur nachtragli-
che Vermdgenswidmungen durch den Stifter aul3erhalb von Stiftungsurkunde und
Stiftungszusatzurkunde hat sich die Bezeichnung ,Nachstiftung”, fir solche durch

Dritte der Begriff der ,,Zustiftung” durchgesetzt.

LZustiftungen“ missen von Spenden an die Privatstiftung abgegrenzt werden, welche
nicht direkt ins Stiftungskapital gebucht werden, sondern erfolgswirksam zu verbu-

chen sind.

Zahlungen und Zuwendungen durch Dritte an eine eigennitzige Privatstiftung stellen
im Regelfall Zustiftungen dar und erhdéhen das Stiftungskapital. Zahlungen und Zu-
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wendungen durch Dritte an eine fremdnutzige Privatstiftung stellen im Zweifel — wenn
sie nicht ausdricklich dem Vermdgen der Privatstiftung gewidmet werden — Spenden

dar und sind erfolgswirksam zu erfassen.

Zu Rz (17)

Im Eigenkapitalspiegel sind zumindest die Zugange, die Abgange sowie allenfalls
vorgenommene Umbuchungen im Eigenkapital darzustellen. Zugange im Stiftungs-
kapital entstehen durch Nach- und Zustiftungen. Abgange im Stiftungskapital kénnen
sich durch Widerruf von Stiftungsvorgdngen ergeben. Gewinne erh6hen den Ergeb-
nisvortrag bzw — wenn die Stiftungsurkunde eine Zuweisung an die Gewinnrticklagen
vorsieht — durch Umbuchung die Gewinnriicklagen. Verluste sowie Zuwendungen
verringern den Ergebnisvortrag (siehe hierzu Rz 21).

Der Eigenkapitalspiegel kann wie folgt aussehen, wobei die wesentlichen Bewegun-

gen zu erlautern sind:

Eigenkapital 1.1 Zugange Abgange 31.12.

1.Stiftungskapital

2.Gewinnricklagen
gemalR Stiftungsur-
kunde

3.Ergebnisvortrag

Zu Rz (18)

Ein Ausweis von Zuwendungen als Ergebnisverwendung in der Gewinn- und Verlust-
rechnung entspricht nicht einem moglichst getreuen Bild iSd § 222 Abs 2 UGB, so-
dass die Gewinn- und Verlustrechnung mit dem Jahresuberschuss/Jahresfehlbetrag
endet. Der Grund fur die Ablehnung der ,Variante* des Ausweises als Ergebnisver-
wendung besteht insbesondere darin, dass die Stellung von Begunstigten einer Pri-
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vatstiftung unterschiedlich zu jener der Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft ist.
Die Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft haben Mitgliedschaftsrechte, wahrend
die Privatstiftung keine Eigentimer hat. Die Rechte auf Zuwendungen an die Be-
gunstigten ergeben sich ausschlie3lich nach dem Stifterwillen, der sich in der Stif-
tungsurkunde oder Stiftungszusatzurkunde niederschlagt. Ein weiterer Grund fur die
Ablehnung des Ausweises von Zuwendungen als Ergebnisverwendung ergibt sich
aus der Natur der Zuwendung, die aus allen Bereichen des Eigenkapitals erfolgen
kann, sofern die Stiftungsurkunde keine anderen Bestimmungen enthalt. Kapitalge-
sellschaften kdénnen hingegen ausschliel3lich aufgrund eines Bilanzgewinns Aus-
schittungen vornehmen. Fur die Zuwendungen an Begunstigte ist nach den gesetz-
lichen Vorschriften kein erzielter Gewinn bzw kein ausgewiesener Bilanzgewinn er-
forderlich. Aus diesen Grinden sollen Zuwendungen an Begunstigte ausschliel3lich

in der Bilanz als Minderung des Eigenkapitals dargestellt werden.

Zu Rz (19) bis (21)

Eine Legaldefinition des Zuwendungsbegriffs gibt es nicht. Unter Zuwendungen von
Privatstiftungen sind im Wesentlichen unentgeltliche Vermégenstibertragungen von
Privatstiftungen an Beginstigte oder Letztbegunstigte zu verstehen. Zuwendungen
von Privatstiftungen konnen sowohl in Geldwerten als auch in Sachwerten oder in

der unentgeltlichen Uberlassung von Nutzungsmaglichkeiten erfolgen.

Bei Sachzuwendungen werden Teile des Vermogens der Privatstiftung (zB eine Lie-
genschaft oder sonstige Sachwerte) an den Begunstigten Ubertragen — es handelt
sich in der Regel um eine einmalige Leistung. Werden hingegen Vermdgensgegen-
stande nicht ins Eigentum des Begunstigten tGbertragen, sondern (im Rahmen eines
Dauerschuldverhaltnisses) Nutzungsmoglichkeiten daran eingerdumt, spricht man
von Nutzungszuwendungen (zB die unentgeltliche Uberlassung einer Wohnung).

Sach- und Nutzungszuwendungen von inlandischen nicht gemeinntitzigen Privatstif-
tungen unterliegen geman § 93 Abs 2 Z 1 EStG der KESt, sofern keine steuerneutra-
le Substanzauszahlung vorliegt. Die Bemessungsgrundlage fir den KESt-Abzug ist
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eigens nach den Sonderbestimmungen des § 15 Abs 3 Z 2 EStG zu ermitteln. Dem-
nach sind Zuwendungen mit jenem Betrag anzusetzen, welcher fir das einzelne
Wirtschaftsgut, flr sonstiges Vermdgen bzw sonstige geldwerte Vorteile im Zeitpunkt

der Zuwendung vom Beglnstigten hatte aufgewendet werden muissen.

Grundsatzlich ist der Begunstigte Schuldner der KESt in Ho6he von 25%. Wird die
KESt jedoch von der Privatstiftung und nicht vom Begunstigten getragen, so gilt auch
die Ubernahme der KESt als Zuwendung, und somit ist auch diese wiederum kapi-
talertragsteuerpflichtig. In Summe ergibt sich daher eine KESt-Belastung in Hohe von
33,33%.

Zu Rz (25)

Unter sinngemaler Anwendung der entsprechenden Grundsétze und Vorschriften

hat der Lagebericht sohin insbesondere folgende Inhalte zu enthalten:

- den Geschéftsverlauf, das Geschéaftsergebnis und die Lage der Privatstif-
tung; dabei ist auch Uber die Stiftungstatigkeit und die Rahmenbedingun-
gen zu berichten; weiters Darstellung der Vorgdnge von besonderer Be-
deutung, die nach dem Schluss des Geschaftsjahrs eingetreten sind (Wirt-
schaftsbericht)

- Berichterstattung Uber die voraussichtliche Entwicklung der Stiftung, Be-
schreibung der wesentlichen Risiken und Ungewissheiten und Verwen-
dung von Finanzinstrumenten, sofern dies fur die Beurteilung der Vermo-
gens-, Finanz- und Ertragslage von Bedeutung ist. Beim Risiko ist neben
den operativen Risiken auch auf die rechtlichen Risiken einzugehen. Zu
den rechtlichen Risiken zéhlen bei der Stiftung auch vorbehaltene Stif-
tungsrechte und Anspriche gegen den Stifter, sofern diese Auswirkungen
auf die Stiftung haben (Prognose- und Risikobericht)

- Ein Bericht Gber Forschung und Entwicklung ist nur fir jene Stiftungen re-
levant, die aufgrund ihres Stiftungszwecks Forschung und Entwicklung be-
treiben.

»Einzelfragen zur Rechnungslegung von Privatstiftungen*

Seite 19
© Copyright AFRAC



AFRAC

AUSTRIAN FINANCIAL REPORTING AND AUDITING COMMITTEE

Die Angabe der Vorgédnge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des
Geschéftsjahrs eingetreten sind, ist ab 1. Janner 2016 aufgrund des RAG 2014 Be-

standteil des Jahresabschlusses (des Anhangs) und nicht mehr des Lageberichts.

Zu Rz (28)

Bei Privatstiftungen, die nicht unter 8 5 Z 6 oder 7 oder unter 8 7 Abs 3 KStG fallen,
sind bestimmte in 8 13 Abs 3 und 4 KStG taxativ aufgezahlte Ertrdge von der allge-
meinen Einklnfte- und Einkommensermittlung ausgenommen; sie werden gemalf §
22 Abs 2 KStG versteuert. Die in 8 22 Abs 2 KStG davor mit 12,5% normierte Zwi-
schensteuer wurde mit Wirkung ab der Veranlagung 2011 (8 26¢ Z 23 lit f KStG idF
BudgetbegleitG 2011) auf 25% erhoht.

Gemal 8§ 13 Abs 3 letzter Satz KStG unterbleibt die Zwischenbesteuerung insoweit,
als im Veranlagungszeitraum des Zuflusses von zwischensteuerpflichtigen Betragen
Zuwendungen iSv 8 27 Abs 5 Z 7 EStG an Beguinstigte getatigt worden sind, dafur
KESt einbehalten und abgefuhrt worden ist und keine Entlastung von der KESt auf-
grund eines Doppelbesteuerungsabkommens oder nach § 240 Abs 3 BAO erfolgt.
Bei spateren Zuwendungen an Begunstigte wird die Zwischensteuer nach 8 24 Abs 5
KStG wieder gutgeschrieben. Die Gutschrift betragt 25% des Unterschiedsbetrags
zwischen der fur Zwecke der Einbehaltung der KESt malRgeblichen Bemessungs-
grundlage der Zuwendungen und der Summe der gemal 8§ 13 Abs 3 KStG gesondert
zu versteuernden Ertrage und Einkinfte, sofern der Zuwendungsbetrag die zu ver-
steuernden Ertrage und Einkinfte Ubersteigt. Steht sowohl Zwischensteuer, die mit
12,5% festgesetzt und entrichtet wurde (bis zur Veranlagung 2010), als auch Zwi-
schensteuer, die mit 25% festgesetzt und entrichtet wurde (ab der Veranlagung
2011), zur Verfuigung, ist zunachst die mit 12,5% festgesetzte und entrichtete Zwi-
schensteuer gutzuschreiben.

Die Privatstiftung fuhrt ein Evidenzkonto, auf dem ua die jahrlich entrichtete Zwi-
schensteuer, die gutgeschriebenen Betrage und der jeweils fur eine Gutschrift in Be-

tracht kommende Restbetrag fortlaufend aufgezeichnet werden.
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Im Falle der Auflosung der Privatstiftung ist der im Zeitpunkt der Auflésung flr eine
Gutschrift in Betracht kommende Betrag zur Ganze gutzuschreiben.

Zu Rz (29)
Durch die Zahlung der Zwischenkdrperschaftsteuer entsteht eine Forderung an die
Republik Osterreich. Die Falligkeit der Forderung ist unbestimmt und hangt vom Zu-

wendungsverhalten der Privatstiftung ab.

Wenn aufgrund des Zuwendungsverhaltens der Stiftung zu erwarten ist, dass der
Zeitraum bis zur Falligkeit der Forderung nicht wesentlich langer ist als ein Jahr,
kann von einer Abzinsung Abstand genommen werden. Bei Stiftungen, bei denen
nicht absehbar ist, wann eine Zuwendung an Begunstigte erfolgt (thesaurierende
Stiftungen), kann eine Bewertung der Forderung mit dem Erinnerungswert angezeigt
sein. In gleicher Weise wie in der Bilanz ist in der Gewinn- und Verlustrechnung, in
der lediglich die Verdnderungen der Abzinsung der Forderung ausgewiesen werden,
— wenn es sich um wesentliche Betrdge handelt — die Einflgung eines gesonderten
Postens mit der Bezeichnung ,Erfolgswirksame Verédnderung der Forderung an die
Republik Osterreich aufgrund der Zahlungen von Zwischenkorperschaftsteuer zu
empfehlen. Bei unwesentlichen Betrdgen ist die Einbeziehung der Verdnderung der
Abzinsung der Forderung in die sonstigen betrieblichen Ertrage bzw in die sonstigen
betrieblichen Aufwendungen oder in die Zinsenertrage bzw in die Zinsenaufwendun-

gen nicht zu beanstanden.

Zu Rz (31)

Diese Stellungnahme hat keine Auswirkungen auf die vor dem Zeitpunkt der erstma-
ligen Anwendung aufgestellten Jahresabschliisse. Allerdings sind im Jahr der ersten
Anwendung dieser Stellungnahme iSd 8§18 PSG iVm 8§ 223 Abs 2 UGB im Falle einer
Anpassung der Gliederung und des Ausweises einzelner Posten die Vorjahreszahlen

anzupassen und entsprechende Erlauterungen in den Anhang aufzunehmen.
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	(17) Die Entwicklung des Eigenkapitals ist in Form eines Eigenkapitalspiegels darzustellen. Auch kann eine nähere Erläuterung im Anhang geboten sein, um ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage iSd § 222 Abs 2 UGB zu vermitt...

	2.5. Wie sind Zuwendungen an Begünstigte bilanziell darzustellen?
	(18) Die Rechte auf Zuwendungen an die Begünstigten ergeben sich ausschließlich nach dem Stifterwillen, der sich in der Stiftungsurkunde niederschlägt. Zuwendungen an Begünstigte sind in der Bilanz als Minderung des Eigenkapitals darzustellen.
	(19) Sachzuwendungen mindern das Eigenkapital in der Höhe des Buchwerts des abgegangenen Vermögenswerts samt einer allenfalls anfallenden Kapitalertragsteuer (KESt).
	(20) Nutzungszuwendungen sind mit dem der Zuwendung zugeordneten Aufwand in der Gewinn- und Verlustrechnung und damit im Ergebnisvortrag enthalten.
	(21) Führen Zuwendungen zu einem negativen Ergebnisvortrag, so ist dieser in einem Posten „nicht durch Ergebnis gedeckte Zuwendungen“ auszuweisen. Eine detaillierte Erläuterung dieses Postens sowie der Zuwendungen und der auf Zuwendungen entfallenden ...

	2.6. Wie sind gesonderte Rechnungskreise darzustellen?
	(22) Durch entsprechende Ausgestaltung der Stiftungs(zusatz)urkunde kann der Stifter das Vermögen sowie Erträge und Aufwendungen auf gesonderte Rechnungskreise für verschiedene Begünstigtengruppen aufteilen. Eine nach Rechnungskreisen getrennte Darste...
	(23) Sofern in der Stiftungsurkunde nicht vorgesehen, besteht keine Verpflichtung, die einzelnen Rechnungskreise im Anhang darzustellen.

	2.7. Zu den Besonderheiten des Lageberichts bei Privatstiftungen
	2.7.1. Haben alle Privatstiftungen einen Lagebericht aufzustellen, der über die Angaben zur Erfüllung des Stiftungszwecks hinausgeht?
	(24) Jede Privatstiftung hat einen Lagebericht aufzustellen, in dem auch auf die Erfüllung des Stiftungszwecks einzugehen ist.
	2.7.2. Sind Angaben im Lagebericht, die sich auf Unternehmen beziehen, für Privatstiftungen erforderlich?

	(25) Der Lagebericht der Privatstiftung ist unter sinngemäßer Anwendung des § 243 UGB aufzustellen, wobei Negativerklärungen nicht erforderlich sind. Für den Aufbau des Lageberichts kann die in der AFRAC-Stellungnahme zur Lageberichterstattung (vom Ju...
	2.7.3. Wie ist die Erfüllung des Stiftungszwecks darzustellen?

	(26) Gemäß § 18 zweiter Satz PSG ist im Lagebericht auch auf die Erfüllung des Stiftungszwecks einzugehen. Es ist darzustellen, wie der Stiftungszweck im abgelaufenen Geschäftsjahr erfüllt worden ist und wie seine Erfüllung in Zukunft beabsichtigt ist...
	(27) Eigennützige Privatstiftungen haben im Lagebericht die wesentlichen Maßnahmen zu beschreiben, die zur Erfüllung des Stiftungszwecks gesetzt worden sind. Bei fremdnützigen Privatstiftungen kommen darüber hinaus insbesondere folgende Angaben in Bet...

	2.8. Wie ist die Zwischenkörperschaftsteuer gemäß § 22 Abs 2 KStG im Jahresabschluss von Privatstiftungen zu behandeln?
	(28) Die Zwischenkörperschaftsteuer kann nie zu einem Steueraufwand der Stiftung führen, obwohl diese nach dem Gesetz Schuldnerin der Steuer ist. Wird in Höhe der abzuführenden Zwischenkörperschaftsteuer eine Rückstellung gebildet, so ist dafür ein en...
	(29) Die Forderung an die Republik Österreich unterliegt zwar keinem Ausfallrisiko, die Unverzinslichkeit mindert jedoch ihren Wert. In der Bilanz ist die Forderung mit ihrem Barwert anzusetzen, wobei die Abzinsung von der Fristigkeit abhängt.
	(30) Im Anhang sind darzustellen und zu erläutern:


	3. Erstmalige Anwendung
	(31) Diese Stellungnahme ist für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 31. Dezember 2015 enden. Eine frühere Anwendung wird empfohlen.
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